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Die europäische Bildungspolitik  des  vergangen Jahres  gestaltete  sich zu einem bunten 
Puzzle, wobei die grundsätzliche Ausrichtung unverändert geblieben ist. Die Kopenhagen- 
und Bologna-Prozesse liefern weiterhin den Rahmen für das politische Handeln. Gab es in 
einigen Bereichen eine Vertiefung der Anstrengungen, so wurden in anderen grundsätzli-
che Fragestellungen über den Kurs in der europäischen Bildungspolitik aufgeworfen.

In Deutschland selbst bildet sich allmählich ein heterogener Pool aus Experten aus, der 
Fragen der EU-Bildungspolitik begleitet. Hierbei handelt es sich um politische Entschei-
dungsgeber in den Bundes- und Länderressorts, Wissenschaftlern und Projektprofis. Noch 
aber hat das nicht zu einer Institutionalisierung geführt, etwa in einem Jahrestag, einem 
Interessenverband, einem zentralen Journal oder ähnlichem. Immerhin wird erstmals ein 
Studiengang zu dieser Thematik an der Europa-Universität in Flensburg angeboten.1 Die 
Bildung einer solchen Community hängt weiterhin stark von den Handlungsfeldern der 
Bildungs- und Qualifizierungspolitik der Europäischen Union in einem weiteren Sinne ab: 
So rekrutieren sich die Experten meist aus Personen, die – auch im Rahmen einer EU-
Förderung – im innereuropäischen Ausland studiert oder gearbeitet haben. Dies setzt sich 
gelegentlich  in  befristeten  Tätigkeiten  in  und  um die  europäischen  Institutionen  fort. 
Neben diesen Gestaltern formiert sich eine große Gruppe von Projekterfahrenen, die die 
Förderinstrumente oft über Jahrzehnte begleiten. Und schließlich kommt eine Gruppe von 
Einzelpersonen  hinzu,  die  zur  EU-Bildungspolitik  durch  ihre  wissenschaftliche  Arbeit 
gelangen und oft in die Vernetzung mit Politik und Projektlandschaft treten.

Dabei  unterscheidet  sich  Deutschland  aber  nicht  von  anderen  Mitgliedstaaten.  Aus 
Perspektive  des  wohl  volkswirtschaftlich  mächtigsten  Mitgliedstaates  bleibt  es  jedoch 
verwunderlich, dass der Reaktionismus auf die Initiative der Europäischen Kommission 
weiter gelebt und nicht hinterfragt wird. Zu einer Interessensbündelung oder gar Agenda-
Setting haben es weder Politik, Praxis noch Wissenschaft geschafft.

Governance

Mit dem Antritt der neuen Europäischen Kommission haben tagesaktuelle Themen an Ge-
wicht gewonnen. Gleichzeitig sind die Kernthemen vor allem der Frage der nachhaltigen 
wirtschaftlichen Konsolidierung und des Wachstums gewidmet. Daher hat die Bildungs-
politik in der Erklärung der Juncker-Kommission zur Aufnahme seiner neuen Tätigkeit am 
22. Oktober 2014 im Vergleich zu früheren Kommissionen an Bedeutung eingebüßt.2 Dies 
zeigt  sich  auch  beim  Zuschnitt  der  neuen  Generaldirektionen.  Die  Generaldirektion 
Bildung und Kultur verlor die Zuständigkeit für die berufliche Bildung an die Generaldi-

1 Europa-Universität Flensburg: Steckbrief Bildung in Europa, abrufbar unter: https://www.uni-flensburg.-
de/portal-studium-und-lehre/studiengaenge/master/bildung-in-europa/ (letzter Zugriff: 10.6.2015).

2 Europäische Kommission: Wieder Bewegung in die europäische Politik bringen: Kernaussagen der Rede 
des  gewählten  Kommissionspräsidenten  Juncker  vor  dem  Europäischen  Parlament,  Straßburg, 
22.10.2014, Speech 14/705.

Jahrbuch der Europäischen Integration 2015 165

https://www.uni-flensburg.de/portal-studium-und-lehre/studiengaenge/master/bildung-in-europa/
https://www.uni-flensburg.de/portal-studium-und-lehre/studiengaenge/master/bildung-in-europa/


Die Innenpolitik der Europäischen Union

rektion  Beschäftigung,  Soziales  und  Integration,  die  von der  belgischen  Kommissarin 
Marianne Thyssen verantwortet wird. Einzig bei der digitalen Agenda für den Europäi-
schen Binnenmarkt kommt der Bildung, vor allem aber der Wissenschaft, eine strategische 
Rolle zu. In der sich entwickelnden Programmatik von Kommissar Günther Oettinger kris-
tallisieren sich zwei Schwerpunkte heraus: Förderung der Entwicklung der kulturellen und 
kreativen Industrie und die Chance auf einen niedrigschwelligen Zugang zu Bildung. Am 
digitalen Lernen zeigt sich, welcher Wettbewerbsnachteil in den Augen der Kommission 
besteht: Unter den Massive Open Online Courses (MOOC) gibt es nur eine Plattform aus 
Europa, „iversity“, vis-á-vis einer Vielzahl aus den USA. Im Rahmen der  Transatlanti-
schen Handels- und Investitionspartnerschaft (TTIP) werden auch technische Standards 
für das Online-Lernen verhandelt, die einseitig von den USA formuliert werden könnten, 
da sich in Europa weder Anbieter noch ein Markt entwickelt haben.

Bei der Förderung innovativer Lehr- und Lernformate sah auch die jüngste Bologna-
Folgekonferenz in Jerewan ihren Schwerpunkt. Die Konferenz zeigte, dass nicht nur die 
Aufmerksamkeit  für  die  nachhaltige  Gestaltung  abnimmt,  sondern  auch  das  politische 
Interesse und der Spielraum an Modifikationen.3

Aus der Konstruktion des europäischen Binnenmarktes leitet die Kommission die Idee 
von 'National Skills Centres' ab, die unter den Mitgliedstaaten lanciert wurde. Analog des 
sogenannten einheitlichen Ansprechpartners könnte darin ein 'One-Stop-Shop' geschaffen 
werden, der vor allem Bürgern eine zentrale Anlaufstelle in jedem Mitgliedsland anbietet. 
Nach dem Zwischenschritt von sogenannten nationalen Referenzstellen baut die Europäi-
sche Union also ihre innerstaatliche europäische Infrastruktur weiter aus. Gleichzeitig ist 
das Lancieren der Idee auch eine Antwort  auf die Konsultation zu „European Area of 
Skills and Qualifications”, die die Kommission 2014 durchgeführt hat.4

Im Anzeiger für die allgemeine und berufliche Bildung verfolgt die Kommission seit 
2012 die Entwicklung der Bildungs- und Ausbildungssysteme in den Mitgliedstaaten.5 Es 
zeigt sich, dass sie das Instrument gemeinsam mit den länderspezifischen Empfehlungen 
zu einem engmaschigen Controlling-Instrument der nationalen Bildungspolitiken auswei-
tet.

Strukturell dürften auch zwei weitere Schritte in der Bildungspolitik zu einem veränder-
ten Agieren führen: Erstens hat  sich die Kommission entschlossen, Konsultationen und 
somit auch die Interessenvertretung zu standardisieren und transparent zu machen.6 Zudem 
arbeitet  die  Kommission  an  einem  Gesetzesentwurf  zur  Folgenabschätzung,  der  den 
Mitgliedstaaten mehr Raum zur Einflussnahme gewähren soll.

3 European Higher Education Area: 2015 Ministerial Conference and Fourth Bologna Policy Forum - Yere-
van,  Armenia,  Webpräsenz  der  Veranstaltung  abrufbar  unter:  http://bologna-yerevan2015.ehea.info/  
(letzter Zugriff: 23.6.2015).

4 Europäische Kommission: Stakeholder consultation on the European area of skills and qualifications, 17 
December  2013  –  15  April  2014,  abrufbar  unter:  http://ec.europa.eu/dgs/education_culture/more_info/
consultations/skills_en.htm (letzter Zugriff: 10.6.2015).

5 Europäische  Kommission:  Anzeiger  für  die  allgemeine  und  berufliche  Bildung 2014,  abrufbar  unter:  
http://ec.europa.eu/education/tools/et-monitor_de.htm (letzter Zugriff: 11.6.2015).

6 Europäische Kommission: Stakeholder Consultation Guidelines. Public Consultation Document, abrufbar 
unter:  http://ec.europa.eu/smart-regulation/impact/docs/scgl_pc_questionnaire_en.pdf (letzter  Zugriff: 
11.6.2015).
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Förderpolitik

Die neue Periode der Strukturfonds (2014-2020) ist trotz des nominellen Starts am Jahres-
anfang 2014 erst mit einer Verzögerung von einem Jahr allmählich angelaufen. Zwar hat 
Deutschland anteilig weniger Mittel als andere EU-Mitgliedstaaten erhalten, doch ist wie-
derum ein signifikanter Teil der operationellen Programme des Europäischen Sozialfonds 
(ESF) auf Ebene von Bund und Ländern für Ausgaben der Qualifizierung vorgesehen. Bei 
den vier thematischen ESF-Zielen und 18 Investitionsprioritäten entfällt die Mehrheit auf 
die Teilpakete zur Qualifizierung. 

Bildung ist die strategische Antwort der Europäischen Union auf die Krisensituation vor 
allem der südeuropäischen Länder, in denen im Besonderen die junge Generation unter 
den Folgen der Finanzkrise im Besonderen leidet.  Doch die Perspektive einer europäi-
schen  Jugendgarantie  droht  im Sande  zu  verlaufen.  Denn  trotz  einer  Ratsempfehlung 
bereits im April 2013 arbeiten die Mitgliedstaaten noch zwei Jahre später an ihren nationa-
len Aktionsplänen.7 Die zugesagten 6 Mrd. Euro aus EU-Mitteln konnten daher nicht ab-
gerufen werden.  So sah sich die Kommission gezwungen,  im Februar 2015 die Vorfi-
nanzierungsquote zu erhöhen.

Eine Teilmaßnahme,  die europäische Ausbildungsallianz,  ist  darauf ausgerichtet,  die 
berufliche Bildung als einen zentralen Qualifizierungsweg für die Fachkräfteausbildung 
auszubauen. Teilziele sind die Reform der Ausbildungssysteme, die Verdeutlichung der 
Vorteile  von  Berufsausbildungen  und  der  intelligente  Einsatz  von  Finanzmitteln  und 
Ressourcen.8 Hierbei steht das deutsche Modell der betrieblichen dualen Berufsausbildung 
Pate,  auch  wenn es  im Ursprungsland  in  der  Systemkonkurrenz  mit  den  Hochschulen 
Einbußen zu verzeichnen hat.

Statt der Umsetzung von strukturellen Anstößen für neue Bildungsanstrengungen ist die 
Förderung der Mobilität die einzig sichtbare und effektive Antwort, um in der Krise vor 
allem die Jugend zu unterstützen. Hier zeigt sich die begrenzte Macht der Europäischen 
Union, da es vor allem an den Mitgliedstaaten hängt, neue Beschäftigungsmöglichkeiten 
zu schaffen.

Ziemlich unbeachtet von der Fachöffentlichkeit fasst eine neue Beilhilfenpolitik auch in 
der  Bildung  Fuß:  Investitionen  in  Bildungsinfrastrukturen,  die  auch  ohne  EU-Gelder 
vorgenommen werden, müssen sich nun dem strengen Auge der Wettbewerbshüter beugen. 
Dies zeigt sich in Deutschland an der Gemeinschaftsaufgabe im Bereich Regionalpolitik 
und der „Gemeinsamen Richtlinie für die Förderung überbetrieblicher Berufsbildungsstät-
ten  (ÜBS)  und  ihrer  Weiterentwicklung  zu  Kompetenzzentren“.9 Es  sollen  ohne  eine 
gesonderte Notifizierung oder eine Anwendung der Allgemeinen Gruppenfreistellungsver-
ordnung  (AGVO)  nur  noch  Infrastrukturen  förderbar  sein,  die  durch  den  staatlichen 
Bildungsauftrag legitimiert sind.10

7 Europäische Kommission: The Youth Guarantee country by country, abrufbar unter:  http://ec.europa.eu/ 
social/main.jsp?catId=1090&langId=de9 (letzter Zugriff: 11.6.2015).

8 Bundesinstitut für Berufsbildung: Europäische Ausbildungsallianz – Initiative „Nationale Behörden für 
Ausbildungsstellen“, abrufbar unter: http://www.bibb.de/de/25377.php (letzter Zugriff: 29.6.2015).

9 Bundesministerium für Bildung und Forschung: Bekanntmachung des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung und des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie zur Änderung der Gemeinsamen 
Richtlinien für die Förderung überbetrieblicher Berufsbildungsstätten (ÜBS) und ihrer Weiterentwicklung 
zu Kompetenzzentren. Bonn/Berlin, 15. Januar 2015.
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Umsetzung des deutschen Qualifikationsrahmens

Die Umsetzung des Qualifikationsrahmens als strukturbildendes Element eines ‚Europas 
der Bildung’ steht nun vor der Bewährungsprobe. Bislang herrschte lediglich eine konzep-
tionelle Diskussion vor. Die meisten Mitgliedstaaten haben ihre Referenzberichte bei der 
Europäischen Kommission vorgelegt. Tatsächlich zeigen sich bislang nur geringe Auswir-
kungen. Einzig sichtbare Umsetzung ist die Zuordnung von Qualifikationen und die Sicht-
barmachung der Zuordnung auf den Zeugnissen der Einzelpersonen. Das Portal des Euro-
päischen  Qualifikationsrahmens  für  lebenslanges  Lernen  (EQR)  ist  nur  rudimentär 
vorhanden.11 Auf  der  relevanten  deutschen  Website  ist  immerhin  ein  Zuordnungs-Tool 
geschaffen worden.12

In Deutschland hat das federführende Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF) eine Expertengruppe unter Professor Ekkehard Nuissl eingesetzt, die prüfen soll-
te, ob neben den geregelten Qualifikationen auch das non-formale Lernen abgebildet und 
zugeordnet werden könnte. Der unveröffentlichte Abschlussbericht wurde ohne ein eindeu-
tiges  Votum der  Machbarkeit  vorgelegt,  droht  nun  aber  in  weiteren  Diskussionen  zur 
Umsetzung zu versanden.

Der Ansatz der Lernergebnisorientierung setzt sich allmählich durch. Dies kann als eine 
zentrale Erfolgsgeschichte verstanden werden, wenn sie auch weithin jenseits einer plaka-
tiven Sichtbarkeit stattfindet: Die Anbieterlandschaft – von staatlichen Einrichtungen bis 
hin zu privaten Trägern – baut ihre operative Umsetzung und ihre didaktische Gestaltung 
darauf auf. Als Zielsetzung einer Bildungsmaßnahme wird nicht mehr der Unterrichtsstoff 
gelistet, sondern die angestrebte Kompetenz der Lernenden beschrieben. Ausdruck dieser 
Zeitenwende sind beispielweise das Europäische Verzeichnis zur Validierung der Ergeb-
nisse des nichtformalen und informellen Lernens, das Archiv des Europäisches Zentrums 
für die Förderung der Berufsbildung (Cedefop) zu Lernergebnissen oder in Deutschland 
die Sammlung von Empfehlungen zu speziellen Lernergebnissen.13

Zwischenfazit der Entwicklung eines deutschen Qualifikationsrahmens bleibt aber, dass 
ein  Torso  geschaffen  wurde,  dessen  Grundgedanke  zwar  unter  Bildungsanbietern  Fuß 
fasst, sich aber vor allem bei Bildungskarrieren und auf dem Arbeitsmarkt kaum durch-
setzt. Damit bleibt er weit entfernt von seiner ursprünglichen Zielsetzung.

Aktionsfelder

Die  Europäische  Kommission  war  weiter  in  einzelnen  Feldern  wirksam,  die  sich  als 
Wegmarken auf dem Pfad eines größeren europäischen Einflusses entfalten könnten: In 
einem Qualitätsrahmen für Praktika werden Mindeststandards für eine faire  Gestaltung 
definiert, ohne jedoch auf die Frage einer Entlohnung einzugehen.14 Hierbei wird im Kern 

10 Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit be-
stimmter  Gruppen  von  Beihilfen  mit  dem Binnenmarkt  in  Anwendung der  Artikel  107  und  108  des  
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, in: Amtsblatt der EU, Nr. L 187 vom 26. Juni  
2014, S. 1- 78.

11 Europäische Kommission: Learning Opportunities and Qualifications in Europe, abrufbar unter: http://ec.-
europa.eu/ploteus (letzter Zugriff: 11.6.2015).

12 Bundesministerium für Bildung und Forschung: Qualifikationssuche, abrufbar unter:  http://www.dqr.de/ 
content/2316.php (letzter Zugriff: 11.6.2015).

13 Bundesministerium für Bildung und Forschung: Europäisches Leistungspunktesystem für die Berufsbil-
dung (ECVET), abrufbar unter: http://www.ecvet-info.de/de/237.php (letzter Zugriff: 11.6.2015).

14 Rat der Europäischen Union: Empfehlung des Rates vom 10. März 2014 zu einem Qualitätsrahmen für  
Praktika, in: Amtsblatt der EU, Nr. C 88 vom 27. März 2014, S. 1-4.
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ein Katalog von Mindestkriterien aufgestellt, die den Lerngehalt sichern helfen sollen, wie 
beispielsweise mit dem Abschluss einer schriftlichen Praktikumsvereinbarung, der Defini-
tion von Lern- und Ausbildungszielen, der Sicherung geltender Arbeitsbedingungen, der 
Verteilung von Rechten und Pflichten, einer  angemessenen Dauer,  der Anerkennung in 
Form von Nachweisen und Transparenzanforderungen.

Mit der Elektronischen Plattform für Erwachsenenbildung in Europa (EPALE) wurde 
Ende 2014 eine neue Website für Erwachsenenbildung gelauncht, die sich vor allem als 
Austauschplattform aller  Akteure,  wie  unter  anderem  Lehr-  und  Verwaltungspersonal, 
Wissenschaftlern, politische Entscheidungsträgern und Medienvertretern, versteht.15 Daher 
soll die Website auch weitgehend von den Nutzern selbst gestaltet und gefüllt werden.

Im Rahmen der Mobilitätsförderung von Erasmus+ wird ab Juni 2015 ein neuer Online-
Sprachtest angeboten, um den potentiellen Teilnehmenden eine akkurate Selbsteinschät-
zung zu ermöglichen.16 Damit verbunden sind auch Empfehlungen für Unterstützungen 
zum Spracherwerb, so beispielsweise in Form von Online-Sprachkursen.

Die Transparenzinitiative zu reglementierten Qualifikationen leitet sich aus der novel-
lierten EU-Richtlinie zur Anerkennung von Qualifikationen ab. Als ersten Schritt ist eine 
Landkarte  entstanden,  die  eine  gesamteuropäische  Übersicht  über  die  Verbreitung von 
reglementierten  Qualifikationen  gibt.  Daraus  wird  ersichtlich,  wie  unterschiedlich  die 
Mitgliedstaaten  verfahren.17 Ein  weiterer  Schritt  ist  die  Schaffung  eines  sogenannten 
Berufsausweises, der den entsprechend Qualifizierten erleichtern soll, ihre Qualifikationen 
in anderen Staaten anerkennen zu lassen. Schließlich verbindet sich damit der Versuch der 
Europäischen Kommission, das Regime des reglementierten Berufs an sich zu überprüfen. 
Die nächsten Jahre werden zeigen, ob sie damit Erfolg haben wird.

Das Leuchtturmprojekt der  europäischen Klassifizierung für Fähigkeiten, Kompeten-
zen, Qualifikationen und Berufe (ESCO)18 zum strategischen Ansatz eines „Skills-Based 
Matching“ soll nun schneller beendet werden, indem die Laufzeit um ein Jahr verkürzt 
wurde. Dafür wird jedoch auch ein Preis bezahlt: Das Projekt gibt sein ursprüngliches Ziel 
einer  gemeinsamen  Sprache  für  Bildung  und  Arbeitsmarkt  auf  und  konzentriert  sich 
nunmehr auf eine EU-konsolidierte Vermittlungsstruktur für den Arbeitsmarkt. Durch die 
Kooptation der Mitgliedstaaten in der Steuerung wird das reine Expertenprojekt politisiert 
und breiter aufgestellt.

15 Europäische  Kommission:  E-Plattform  für  Erwachsenenbildung  in  Europa  (EPALE),  abrufbar  unter: 
http://ec.europa.eu/epale/ (letzter Zugriff: 11.6.2015).

16 Europäische Union: Erasmus + Online Linguistic  Support,  abrufbar unter:  http://erasmusplusols.eu/de/ 
sprachbewertung/ (letzter Zugriff: 11.6.2015).

17 Europäische Kommission: Pressemitteilung. Reglementierte Berufe: Europäische Kommission veröffent-
licht europäische Karte der reglementierten Berufe. Brüssel, 8. Mai 2014, Dok. IP/14/537.

18 Europäische Kommission: ESCO. Eine europäische Klassifizierung für Fähigkeiten, Kompetenzen, Quali-
fikationen und Berufe, abrufbar unter: https://ec.europa.eu/esco/home (letzter Zugriff: 11.6.2015).
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